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KULTUR PSYCHIATRIE BÜCHER

Wohin kommt die Zelle? Bärenstarke Kampagne Ein Grenz-Gefühl
Die Dokumentarfilmproduzentin,
Andrea Rothenburg, die Sozialpä-
dagogin Sabine Petersen und
Schirmherrin Heike Korthals
haben eine Kampagne gestartet,
mit der sie auf die schwierige Si-
tuation von Kindern psychisch
kranker Eltern aufmerksam ma-
chen wollen, die ihre Eltern im
Krankenhaus besuchen. Ziel ist,
mehr Kinderfreundlichkeit in Kli-
niken zu initiieren, u.a. mit „Lieb-
hab“-Bären.      Seite 6

Wut ist eine Empfindung, die
sehr hilfreich sein kann. Wichtig
ist allerdings, sie nicht mit Ag-
gression oder Gewalt zu ver-
wechseln, sagt die österreichi-
sche Psychiaterin Heidi Kastner,
die dem Gefühl ein eigenes Buch
gewidmet hat. Darin nennt sie
zahlreiche Beispiele aus der Fo-
rensik. Heidi Kastner selbst ist
Chefärztin der forensischen Ab-
teilung der Landes-Nervenklinik
Wagner-Jauregg. Seite 17

Wie kann man ein Kunstwerk
retten, das aus einem kompletten
Raum besteht, in einem Ge-
bäude, das demnächst leer ste-
hen wird – dem so genannten
Festen Haus in Göttingen? Über
die Zukunft der Zelle, die aus
einer Vielzahl eindrücklicher
Malereien (Foto) des langjähri-
gen Psychiatrie-Patienten Julius
Klingebiel besteht, zerbrechen
sich Politiker in Göttingen und
Hannover den Kopf. Seite 11

Früh-Alzheimer: Film thematisiert
den Kampf einer 50-Jährigen

„Still Alice“

Oscarverdächtig, zumindest
die Hauptrolle: Julianne
Moore wurde für ihre beein-

druckende Darstellung der Dr. Alice
Howland, einer Professorin, die mit 
50 Jahren an einem seltenen Fall von
frühem Alzheimer erkrankt, als beste
Hauptdarstellerin nominiert. Und ihr
werden große Chancen ausgerechnet,
die Trophäe nach den Verleihungen
am 22. Februar mit nach Hause zu
nehmen. Bei uns kommt der Film
„Still Alice“ am 5. März in die Kinos.

Zunächst sind es nur Kleinigkeiten,
die kaum jemandem auffallen. Bei
einem Vortrag fällt Alice, die stolz auf
ihr Gedächtnis ist, plötzlich ein Wort
nicht ein. Wenig später verliert sie
beim Joggen die Orientierung, obwohl
sie die Strecke fast jeden Tag läuft. Die
50-Jährige, die Linguistik lehrt, ahnt
bald, dass mit ihr etwas nicht stimmt.
Aber die Diagnose kommt trotzdem
unerwartet – und erschü!ttert schwer.
Verschärfend kommt hinzu, dass diese
Form der Krankheit vererbbar ist,
weshalb Alice und ihr Ehemann John

sich verpflichtet fühlen, es bald den
drei älteren Kindern zu sagen. Testen
oder nicht? Die zwei Schwestern ent-
scheiden sich unterschiedlich. Lydia,
die jüngere, will sich lieber ganz auf
die Mutter konzentrieren und ver-
bringt den Sommer mit ihr ...

Der Film basiert auf dem gleichna-
migen Roman „Still Alice“ der Neu-
ro-Wissenschaftlerin Lisa Genova
(deutscher Titel „Mein Leben ohne
Gestern“). Das Besondere an dem
Buch ist die ungewöhnliche Erzähl-
perspektive aus Sicht der Demenz-
kranken.

Von den derzeit in Deutschland le-
benden etwa 1,2 Millionen Alzheimer-
Patienten haben über 95 Prozent der
Erkrankten das 65. Lebensjahr ü!ber-
schritten. Die familiär bedingte
Frü!hform („early-onset Alzheimer“)
setzt bei Mutationsträgern deutlich
früher, vor dem 60. Lebensjahr ein.
Die Gesamtzahl der Patienten mit fa-
miliärem Alzheimer in Deutschland
wird auf 6000 bis 8000 geschätzt. 

(hin)

Die Krankheit verläuft rapide, und Alice Howland (Julianne Moore) macht
sich Gedanken darüber, wie ihre Zukunft aussehen soll. Foto: BSM-Studio

TK-Studie: Verordnungsvolumen seit 2000 verdreifacht

Immer mehr
Antidepressiva

Im Jahr zuvor schien schon ein
Plateau erreicht, doch 2013 sind
die Arbeitsunfähigkeitszeiten in
Folge von Depressionen bei der
Techniker-Krankenkasse (TK) er-
neut gestiegen: Hier nahmen die
Fehltage seit 2000 um fast 70 Pro-
zent zu. Zwar wurden 2013 nur 
1,6 Prozent aller TK-Versicherten
wegen einer Depression krankge-
schrieben – das aber immer länger.
64 Tage lang waren Betroffene zu-
letzt im Durchschnitt nicht arbeits-
fähig. Hochrechnungen haben für
2013 insgesamt bundesweit mehr
als 31 Millionen Fehltage durch 
Depressionen errechnet. Auffällig ist
im übrigen der enorme Zuwachs
bei den Antidepressiva. Laut TK
hat sich das Verordnungsvolumen
von Antidepressiva zwischen 2000
und 2013 nahezu verdreifacht.

HAMBURG (hin). Zugleich wurde
auch erheblich intensiver mit Antide-
pressiva behandelt als im Jahr 2000.
Diese Zahlen gehen aus dem jüngsten
Depressionsatlas hervor, für den die
Daten von 4,11 Millionen Erwerbsper-
sonen im Alter zwischen 15 und 64 Jah-
ren ausgewertet – und auch die
Medikamentenverordnungen ausführ-
lich analysiert wurden. 

Im Jahr 2013 erhielt etwa jede 17.
TK-versicherte Erwerbsperson Antide-
pressiva. Während je betroffene Person

im Jahr 2000 nur 106 Tagesdosen
(DDD) an Antidepressiva verordnet
wurden, lag dieser Wert 2013 bei knapp
214 DDD. Frauen waren insgesamt na-
hezu doppelt so häufig von Depressio-
nen betroffen wie Männer, mit
zunehmendem Alter nahmen die Fehl-
zeiten und auch die Verordnungsraten
von Psychopharmaka zu. 2013 erhielten
4,4 Prozent der Männer und 7,8 Prozent

der Frauen Antidepressiva. Männern
verschrieben die Ärzte 2013 knapp
zehn Tagesdosen, Frauen erhielten gut
16 Tagesdosen Antidepressiva Die
meisten Antidepressiva wurden ge-
schlechtsübergreifend in der Alters-
gruppe 55-59 verordnet.

Weitere Eckdaten aus dem Depressi-
onsatlas: Die Krankschreibungen und
die Verordnungen von Antidepressiva
variieren stark von Ort zu Ort. So liegt
Rheinland-Pfalz trotz unterdurch-
schnittlicher Fehlzeiten (minus 48 Pro-
zent) bei den Antidepressiva 20 Prozent
über dem deutschlandweiten Schnitt.
Unter den von Depressionen besonders
betroffenen Berufsgruppen finden sich
insbesondere „Medizinische Gesund-
heitsberufe“ sowie Callcenter-Mitarbei-

ter. Bei den Wirkstoffen zeigte sich der
mit Abstand größte Anstieg bei Citalo-
pram, dessen Verordnungsvolumen sich
bis 2012 im Vergleich zum Jahr 2000
verzehnfachte, zuletzt aber leicht zu-
rückging. Als zweithäufigstes Antide-
pressivum wurde den TK-versicherten
der Wirkstoff Venlafaxin verordnet.
48,7 Prozent aller Tagesdosen wurden
von Psychiatern und Neurologen ver-
ordnet, 33,4 Prozent von Allgemeinme-
dizinern. Am meisten Antidepressiva
wurden 2013 in Rheinland-Pfalz und
Bayern verordnet. Auch in Nordrhein-
Westfalen und Hamburg lag das Volu-
men über dem Durchschnitt.    

Die Präsidentin der Deutschen Ge-
sellschaft für Psychiatrie, Psychothera-
pie, Psychosomatik und Nerven-
heilkunde (DGPPN), Dr. Iris Hauth, kri-
tisierte in einem Statement zum Anstieg
der Fehlzeiten „alarmierende Versor-
gungsdefizite und große regionale Un-
terschiede“. Hauth weiter: „Oftmals
verläuft die Behandlung viel zu einseitig
und entspricht nicht der empfohlenen
Kombinationstherapie aus Antidepres-
siva und Psychotherapie.“ Ein nationa-
les Disease-Management-Programm
(DMP) sei der richtige Weg, ferner
könne eine von der DGPPN vorge-
schlagene Akutsprechstunde für psy-
chische Erkrankungen zur besseren
sektorenübergreifenden Zusammenar-
beit verhelfen, glaubt die DGPPN-Prä-
sidentin.

Montgomery für Ausweitung von Indikationen
Ärzte begrüßen Cannabis-Vorstoß

OSNABRÜCK (epd). Die Ärzte-
schaft begrüßt Pläne der Bundesregie-
rung, Schwerkranken den Cannabis-
Konsum zu erleichtern. Eine Therapie
mit cannabinoidhaltigen Arzneimitteln
könne für bestimmte Patienten sinnvoll
sein, sagte Ärztepräsident Frank Ulrich
Montgomery der „Neuen Osnabrücker
Zeitung“. Als Beispiele nannte der Prä-
sident der Bundesärztekammer Patien-
ten mit neurologischen Krankheiten wie

Multipler Sklerose (MS), mit spasti-
schen Schmerzen und Patienten, die
unter mehreren Symptomen wie
Schmerzen, Appetitmangel, Übelkeit
und Depressivität leiden.

Nach den Plänen der Bundesregie-
rung sollen die gesetzlichen Kranken-
kassen die Kosten für Cannabis als
schmerzlinderndes Mittel für schwer-
kranke Schmerzpatienten erstatten. Ein
entsprechender Gesetzentwurf soll noch

in diesem Jahr erarbeitet werden. Mont-
gomery wies darauf hin, dass bereits seit
Mai 2011 ein cannabinoidhaltiges Arz-
neimittel auf dem deutschen Markt ist.
Es sei jedoch nur für eine kleine Patien-
tengruppe zugelassen. „Grundsätzlich
wäre die Zulassung von solchen Arznei-
mitteln auch für andere Indikationen
sinnvoll und wünschenswert“, sagte
Montgomery. Er schlug dazu die Beru-
fung einer Expertengruppe vor. 

55-59-Jährige bekommen
die meisten Antidepressiva
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Mein Brief zum Jahres-
wechsel für die Doppel-
ausgabe des „EPPEN-

DORFER“ war längst eingetütet.
Da kam noch ein Nachzügler. Der
lange Tagungsherbst war noch
immer nicht zu Ende und führte die
üblichen Verdächtigen am 4.und 
5. Dezember an den Eiffelturm.
Diese hübsche Imitation flankiert
das „Maison de France“ im Wed-
ding. Mit dem Abzug der Alliierten
wurden ein paar französische Kul-
turgüter freigegeben, und ein neuer
und überaus charmanter Tagungsort
war zu entdecken. Die Bundesar-
bei tsgemeinschaf t
Psychiatrischer Ver-
bünde konferierte
zwei Tage lang zum
neuen Teilhaberecht.
Lag es am Tagungsort
oder am so sehnsüch-
tig erwarteten Teilha-
berecht? Ich weiß es nicht. Wenn es
ein gutes Omen ist, dann müsste die
Reform gelingen. 

Der erste Tagungsabend führte
die Berliner nach „Bonnies Ranch“
alias Karl-Bonhoeffer-Nervenklinik
(KBoN), die inzwischen das Kran-
kenhaus des Maßregelvollzugs be-
herbergt. Das war schon eine
merkwürdige Prozession, hinter die
Anstaltsmauern, vorbei an den
Hochsicherheitstrakten und an der
„Teilvollzugsabteilung Jugendfo-
rensik“ hin zur modernen Kirche.

Professor Bräunig hatte eingela-
den zu einer festlichen Abendver-
anstaltung. Er ist Chefarzt von
gleich zwei zu Vivantes gehörenden
Psychiatrischen Kliniken: Dem
Reinickendorfer Humboldt-Klini-
kum und der ehemaligen Nerven-
klinik Spandau (NKS). KBoN und
NKS waren einst Landeskranken-
häuser und wurden im Zuge der Ent-
hospitalisierung aufgelöst bzw. in
Allgemeinkrankenhäuser integriert.
Unzählige Protagonisten der Berli-
ner Psychiatrie-Szene waren in den
letzten 25 Jahren an diesem Prozess
beteiligt. Genau 2004 waren die
Stationen in das Humboldt-Klini-
kum umgezogen, das galt es wohl
zu feiern. 

Auf den Sektempfang folgten die
Reden, dann wanderte die Festge-
meinde in das Gebäude, in dem die
Ausstellung „Totgeschwiegen“ ge-
zeigt wird. So aß und trank man un-
mittelbar vor den historischen
Zeugnissen der „Euthanasie“, was
manche merkwürdig berührte, an-
deren ganz besonders passend
schien. Denn es war im wahrsten
Sinne Geschichte allgegenwärtig.
Vielleicht fiel es mir als frischer

Pensionärin besonders auf, dass die
Jahre auch an allen anderen Akti-
visten, Reformerinnen und Akteu-
ren nicht unbemerkt vorbei-
geschlichen sind. Herr Stahlkopf
und Herr Beuscher, die Damen und
Herren Geschäftsführer, die Chef-
ärztinnen, die Psychiatrie-Koordi-
natoren – es hilft alles nichts. Der
Zahn der Zeit hat unerbittlich an
uns allen genagt. 

Nur wenige Wochen später er-
reichte der Abschiedsbrief unseres
Landesbeauftragten für Psychiatrie,
Heiner Beuscher, seine Adressaten.
Ende Januar ging er in den Ruhe-

stand, die Stelle
wird ausgeschrie-
ben. Es gibt wohl
keinen, der die un-
geheuren Umwäl-
zungen der Berliner
Psychiatrie stärker
geprägt hat als er:

PEP (Psychiatrie-Entwicklungspro-
gramm) klingt uns noch heute fast
süß in den Ohren und ist unverän-
dert aktuell; das andere PEPP (Ent-
geltsystem etc. pp) möge dagegen
der Teufel holen.

Nach dem verlängerten Psychia-
trieherbst kann ich nun endlich wie-
der den Kultur-Beutel herausholen
und ein paar sorgfältig ausgewählte
Kostbarkeiten hineinpacken. Zur
Einstimmung wählte ich Frau
Rohde-Dachser, die seit einigen
Jahren nicht nur die Psyche, son-
dern auch ausgewählte Filme ana-
lysiert: „Mediale Inszenierungen
des Todes im Film der Postmo-
derne“, ein harter Brocken. Immer
wieder neu lockt die aktuelle Prinz-
horn-Ausstellung „Das Wunder in
der Schuheinlegesohle“ in die
Sammlung Scharf-Gerstenberg.
Und – täglich grüßt das Murmeltier
– mein nächster Brief kommt direkt
nach der Berlinale. 

Ilse Eichenbrenner

Brief aus der Hauptstadt

Zentrum der Macht: der einst von Christo verpackte Reichstag. 

Die Autorin arbeitete als
Sozialarbeiterin im So-
zialpsychiatrischen

Dienst Berlin-Charlottenburg
und ist seit Jahrzehnten der
Deutschen Gesellschaft für So-
ziale Psychiatrie und ihrem Ber-
liner Landesverband eng
verbunden. Sie hat mehrere Bü-
cher verfasst und ist Redaktions-
mitglied der Zeitschrift „Soziale
Psychiatrie“.    
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Ich packe in meinen
Kulturbeutel ...

KARLSRUHE (epd). Genehmigt ein
Gericht eine Zwangsbehandlung bei
einem psychisch Kranken, muss der ge-
richtliche Entscheid den Hinweis enthal-
ten, dass ein Arzt die Zwangsbehandlung
vornehmen und dokumentieren muss.
Fehlt dieser, werden die Rechte des psy-
chisch Kranken verletzt, entschied der
Bundesgerichtshof (BGH) in Karlsruhe in
einem aktuellen Beschluss. Die Anord-
nung einer Zwangsbehandlung sei dann
insgesamt gesetzwidrig. (AZ: XII ZB
470/14). Im konkreten Fall sollte eine an
einer paranoiden Schizophrenie erkrankte
Frau aus Lübeck zwangsweise Medika-
mente erhalten. Ein Psychiater hatte die
Behandlung in einem Gutachten für erfor-
derlich gehalten. Falls keine Zwangsme-
dikation erfolge, drohe die dauerhafte
Unterbringung in einer geschlossenen
Einrichtung. Sowohl das Amts- als auch
das Landgericht Lübeck genehmigten die
Zwangsbehandlung. Doch die Gerichte
machten dabei den Fehler, dass sie ver-
säumten, ausdrücklich darauf hinzuwei-
sen, dass die Maßnahme unter der
Verantwortung eines Arztes durchzufüh-
ren und zu dokumentieren ist.  

Zwang: Gerichte
machten Fehler

Anforderungen zu niedrig?

Streit um
EMDR-Qualifikation

BERLIN (rd). Seit Anfang Januar ist
„Eye Movement Desensitization and
Reprocessing“ (EMDR) als Psychothe-
rapiemethode in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung anerkannt. Sie darf
damit ausdrücklich innerhalb eines
Richtlinienverfahrens bei Erwachsenen
zur Behandlung von Posttraumatischen
Belastungsstörungen (PTBS) eingesetzt
werden. Die Methode nutzt die gezielte
Aktivierung von Erinnerungen an trau-
matische Erlebnisse bei gleichzeitigen
starken Augenbewegungen, damit ein
Patient belastende Erlebnisse verarbeiten
kann. Sie wurde auch bisher schon im
Rahmen des jeweiligen Haupt-Richtlini-
enverfahrens – vor allem Verhaltensthe-
rapie oder tiefenpsychologisch fundierte
Psychotherapie – angewendet. Dafür
war aber kein eigener Nachweis über die
Zusatz-Qualifikation nötig. 

Viele Psychotherapeuten haben sich
jedoch bereits freiwillig in Psychotrau-
matherapie und EMDR-Behandlung
fortgebildet. So beim EMDR-Fachver-
band EMDRIA e.V., der nun Alarm
schlug: Die Qualifikationsregelungen –
auf die sich ein Gremium aus Kassenärz-

ten- und Krankenkassenvertretern ei-
nigte – seien „erschreckend niedrig an-
gesetzt“, kritisierte der Verein in einer
Pressemitteilung. Sie lägen deutlich
unter dem Niveau der Fachgesellschaft –
die mehr als 1700 Therapeuten qualifi-
ziert hat. Der Verband fürchtet, dass das
EMDRIA-Zertifikat nicht „als Nachweis
hinreichender Befähigung“ anerkannt
wird.  

Die Bundespsychotherapeutenkam-
mer (BpTK) begrüßte grundsätzlich,
dass ein Qualifikationsnachweis einge-
führt wird. „Mit diesen Anforderungen
wird klargestellt, dass die praktischen
Kenntnisse ausschließlich in der Be-
handlung von erwachsenen Patienten
mit einer Posttraumatischen Belastungs-
störung zu erwerben sind, für die EMDR
zugelassen und für die ihre Wirksamkeit
nachgewiesen wurde. So wird auch
Fehlanreizen vorgebeugt, EMDR bei an-
deren Patienten und weiteren Diagnosen
einzusetzen“, so die Kammer.

Mehr zu den Anforderungen und zur
Kritik vom EMDR-Fachverband EM-
DRIA e.V. unter www.bptk.de und
www.emdria.de.

„Der Zahn der Zeit
hat unerbittlich an
uns allen genagt“.

Urteil im Fall Chantal
Drei Jahre nach dem Methadon-Tod

der Elfjährigen Chantal hat das Land-
gericht Hamburg die Pflegeeltern zu
Bewährungsstrafen verurteilt. Ihnen
wird fahrlässige Tötung zur Last gelegt.
Die 50 Jahre alte Pflegemutter bekam
acht Monate, der 54 Jahre alte Pflege-
vater ein Jahr Haft auf Bewährung. Das
Mädchen hatte im Januar 2012 in der
Wohnung des drogenabhängigen Paa-
res Zugang zu der  nicht sicher verwahr-
ten Ersatzdroge gehabt und eine
Methadontablette genommen – offen-
bar in der Annahme, es sei ein Medika-
ment gegen Übelkeit. Die Mutter hatte
die Nacht außer Haus verbracht. Der
Vater hatte am Morgen nicht erkannt,
dass das Mädchen im Sterben lag und
war zur Arbeit gegangen, ohne Hilfe zu
verständigen. 

Ermittlungsverfahren gegen Mitar-
beiter des Jugendamtes waren schon
vor längerem eingestellt worden.

Geschlossenes Heim
Wie eine FDP-Anfrage ergab, hat So-

zialsenator Detlef Scheele (SPD) im
August die Gründung eines Trägers für
eine künftige geschlossene Unterbrin-
gung von Kindern und Jugendlichen
angeschoben. Beteiligt seien zu zehn
Prozent die Stadt sowie zu je 45 Prozent
die gewerbliche „social unitas GmbH“
und die gemeinnützige Grone-Schulen
Niedersachsen GmbH, berichtete die
taz. 16 bis 20 Plätze seien im Gespräch
und ein Konzept mit mehreren Phasen.

Mehr als 20 Jahre lang hatte es in Ham-
burg keine geschlossene Unterbringung
mehr gegeben. 2003 wurde unter der
CDU-Schill-Regierung das Heim „Feu-
erbergstraße”  eröffnet – und 2008 auf
Druck der Grünen wieder geschlossen.
Zwischen 2008 und Ende 2013 wurden
52 Minderjährige in den inzwischen ge-
schlossenen brandenburgischen Haa-
senburg-Heimen untergebracht. Seit
April 2014 war kein Hamburger in ge-
schlossener Unterbringung, heißt es. 

„Lex Mollath”
Eine Bund-Länder-Kommission hat

Vorschläge für eine Reform der Unter-
bringungsregeln für psychisch kranke
Straftäter vorgelegt, die nun in einen
Gesetzentwurf einfließen sollen. Täter
sollen demnach weiter unbegrenzt
zwangsweise untergebracht werden –
so lange sie gefährlich sind. Doch soll
ein Täter nach sechs Jahren nur weiter
in der Psychiatrie bleiben, wenn bei
einer Entlassung Straftaten zu befürch-
ten sind, „durch welche die Opfer see-
lisch oder körperlich schwer geschädigt
werden oder in die Gefahr einer schwe-
ren körperlichen oder seelischen Schä-
digung gebracht werden”. Nach zehn
Jahren soll es auch nicht mehr reichen,
dass potenzielle Opfer nur gefährdet
werden. Dann wären etwa Täter zu ent-
lassen, die dazu neigen, unbewohnte
Häuser anzuzünden. Auch sollen früher
externe Gutachter hinzugezogen wer-
den und diese regelmäßig ausgewech-
selt werden.                                       (rd)

In aller Kürze
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Am 27. Januar – dem Holocaust-
Gedenktag – wurde international
an die Befreiung des größten NS-
Vernichtungslagers in Auschwitz
vor nunmehr 70 Jahren erinnert.
Auch in Heiligenhafen wurde an
diesem Tag der Opfer gedacht:
Hier wurde an 1030 Patienten 
erinnert, die von Neustadt aus in
Tötungsanstalten verschleppt 
wurden; zu Nummern abgewertet.
Ihnen ihre Namen – und ihre
Würde – zurückzugeben hat sich
der Arbeitskreis Cap Arcona zur
Aufgabe gemacht, der dabei aber
auf Widerstände trifft . . .

HEILIGENHAFEN. Die erste
Kerze zündete Ronald Mundhenk für
einen unbekannten Verwandten an.
Dass Emil Mundhenk in der Tötungs-
anstalt Meseritz-Obrawalde ermordet
wurde, erfuhr der Pastor erst vom Ar-
beitskreis Cap Arcona. Die Gruppe 
aus Neustadt gestaltete mit ihrem Na-
mensprojekt die Gedenkstunde am
Holocaust-Tag im Kirchenraum des
AMEOS Klinikums in Heiligenhafen
mit.

Die Erinnerung an die 1039 Men-
schen mahnend wach zu halten, die
von den Nationalsozialisten aus Neu-
stadt deportiert wurden, haben sich die
beiden AMEOS-Krankenhausseelsor-
ger Dr. Ronald Mundhenk und Stefan
Kramer zur Verpflichtung gemacht. Je-
weils am 27. Januar, im Wechsel in

Neustadt und in Heiligenhafen. In die-
sem Jahr stand das Euthanasie-Geden-
ken unter der Forderung „Opfer
brauchen Namen“.

Denn die Patienten und Patientinnen
waren nur noch Nummern, als sie ab
1940 aus der damaligen Landesheilan-
stalt Neustadt verschleppt und in den
eigens eingerichteten Tötungsanstalten
in Brandenburg, Bernburg, Meseritz-
Obrawalde, Sorau, Landsberg, Tiegen-
hof und Kosmanos ermordet wurden.
Weil sie psychisch krank, weil sie be-
hindert, weil sie alt waren, wurde ihr
Leben für unwert erklärt, und sie wur-
den im Rahmen des Euthanasie-Pro-
gramms, der Aktion T 4, namenlos in
Gaskammern geschickt, zu Tode ge-
spritzt oder ausgehungert. 

Diesen NS-Opfern, die bis heute
nicht als solche anerkannt sind, ihre
Namen und damit ihre Individualität
und ihre Würde zurückzugeben, hat
sich der Arbeitskreis Cap Arcona zur
Aufgabe gemacht. Geplant ist eine Na-
menstafel, die auf dem Gelände des
AMEOS Klinikums in Neustadt auf-
gestellt werden soll. Dieses Vorhaben
stößt jedoch auf Widerstände. 

Das Landesarchiv Schleswig, das
seit 2009 die fraglichen Krankenakten
aus Neustadt verwahrt, lehnte den An-
trag auf Akteneinsicht ab. Mit der 
Begründung, dass noch lebende Ange-
hörige die psychiatrische Erkrankung
ihrer ermordeten Verwandten als
Makel empfinden und sich für ihr
Schicksal schämen könnten. Im Wi-
derspruchsverfahren erhielt der Ar-

beitskreis vom Schiedsausschuss des
Landesarchivs die Genehmigung, die
Namen der aus Neustadt Deportierten
per Hand aus den Transportlisten in
Schleswig abzuschreiben und sie mit
den jeweiligen Todesdaten auf einer
Gedenktafel öffentlich sichtbar zu ma-

chen.
Namen zu nennen sei auch aus

christlicher Sicht geboten, unterstrich
Pastor Kramer in Heiligenhafen:
„Namen gehören zu den Eigentüm-
lichkeiten, die unser Menschsein aus-
machen. Wer Namen verwehrt,

vergeht sich am Menschen.“ Zum
Ausklang der Gedenkstunde wurden
unter Glockengeläut für die ersten 
60 Euthanasie-Opfer, deren Namen in
der Gedenkstätte Bernburg abgegli-
chen werden konnten, Kerzen entzün-
det.     Sylvia Blankenburg

70 Jahre nach der Befreiung von Auschwitz: Gedenken an mehr als 1000 Neustädter Euthanasieopfer

Opfer brauchen Namen

Im Kirchenraum des AMEOS Klinikums in Heiligenhafen wurden für die ersten 60 Namen von Euthanasie-Opfern, die ve-
rifiziert wurden, Kerzen entzündet. In der Bildmitte zu sehen: Krankenhausseelsorger Dr. Ronald Mundhenk. Foto: sl
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Von der späten Aufarbeitung einer
mörderischen Familiengeschichte

„Heini“

LÜNEBURG (rd). „Den Opfern ein
Gesicht, den Namen wieder geben“ –
so lautet der Titel einer Sonderausstel-
lung in den Räumen der VHS Region
Lüneburg (Haagestraße 4). Dort stehen
noch bis zum 20. März Fotos und Le-
bensgeschichten von zwölf Opfern der
Lüneburger „Kinder-Euthanasie“ im
Mittelpunkt.  

Durch die konsequente Veröffentli-
chung von Namen sind in Lüneburg in-
zwischen Kontakte zu über 80 An-
gehörigen von Ermordeten der NS-Psy-
chiatrie entstanden, teilte die Bildungs-
und Gedenkstätte Lüneburg mit. Wel-
che Bedeutung die späte Aufdeckung
eines Mordes innerhalb einer Familie
hat und wie ein Kind nach über 70 Jah-
ren wieder in das Familiengedächtnis
zurückgeholt wurde, erzählte bei der Er-
öffnung der Lüneburger Sonderausstel-
lung am 25. Januar Holger Sievers. 

Es ist die Geschichte von Heinrich
Herold, genannt „Heini“. „Heini“ war
kleinwüchsig. Und weil ein pflichtbe-
wusster Arzt im Gesundheitsamt Hil-
desheim das Kind an den „Reichs-
ausschuss zur wissenschaftlichen Erfas-
sung von erb- und anlagebedingten
schweren Leiden“ nach Berlin meldete
und drei „Reichsausschuss“-Gutach-
ter – Kinderärzte und Psychiater – ent-
schieden, dass Heinrich in einer
sogenannten „Kinderfachabteilung“ un-
terzubringen sei, landete er in der für ihn
zuständigen Abteilung in der Lünebur-
ger Heil- und Pflegeanstalt. Dort wurde
Heinrich Herold im Alter von sieben
Jahren und zehn Monaten nach nur
achtwöchigem Aufenthalt ermordet. 

Hintergrund: Der damalige Leiter
Willi Baumert wollte offenbar heraus-
finden, was die Ursache für Kleinwüch-
sigkeit war. Von 577 Gehirnpräparaten,
die 2006 und 2012 im Universitätskli-
nikum Hamburg-Eppendorf gefunden

wurden (der EPPENDORFER berich-
tete), stammen allein 208 von Heinrich
Herold. 

Die Familie erfuhr von all dem nichts,
so die Gedenkstätte. Bis Ilse Sievers
eines Sommerabends im Jahr 2013 den
Fernseher einschaltete und einen Be-
richt über die Bestattung der sterblichen
Überreste von zwölf Euthanasie-Opfern
sah. Erst dadurch erfuhr sie, dass auch
Heinrich Herold, der Cousin ihres ver-
storbenen Mannes, zu den Opfern ge-
hörte, die in Lüneburg zu Forschungs-
zwecken ermordet worden waren. 

Dr. Carola Rudnick, Wissenschaftle-
rin der Bildungs- und Gedenkstätte, rief
in dem Fernsehbericht all jene dazu auf,
sich bei ihr zu melden, die sich noch an
die Kinder Elsa Knust und Heinrich
Herold erinnerten. Ilses Sohn Holger
Sievers nahm daraufhin den Telefonhö-
rer in die Hand – und heute bekommt
„Heini“ durch zahlreiche private Fotos,
die Ilse aufbewahrt hatte, in der Öffent-
lichkeit auch ein Gesicht. 
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Heinrich Herold und sein Cousin
Helmut Sievers (von links) im Früh-
jahr 1938 vor ihrem Elternhaus in
Duingen. Foto: privat
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